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Antrag 

der Abgeordneten Höcherl, Wacher (Hof), Frau Geisendörfer, 
Unertl, Frau Dr. h. c. Weber (Aachen), Hübner, Schneider (Bremer- 
haven) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Ladenschluß vom 
28. November 1 956 {Bundesgesetzbl. I S. 875) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, zur Durchführung der Vor- 
schrift des Absatzes 1 Rechts Verordnun- 
gen zu erlassen, die den Verkauf aus Wa- 
renautomaten während der allgemeinen 
Ladens chlußzelten (§3) näher regeln.“ 

2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verkehr Ladenschlußzeiten 
für die Verkaufsstellen auf Personenbahn- 
höfen der nichtbundeseigenen Eisenbah- 
nen vorzuschreiben, die sicherstellen, daß 
die Dauer der Offenhaltung nicht über das 
von den Bedürfnissen des Reiseverkehrs 
geforderte Maß hinausgeht; er kann ferner 
die Abgabe von Waren in den genannten 
Verkaufsstellen während der allgemeinen 
Ladenschlußzeiten (§ 3) auf bestimmte 
Waren beschränken.“ 

3. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem 
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Bundesminister für Verkehr Ladenschluß- 
zeiten für die in Absatz 1 genannten Ver- 
kaufsstellen vorzuschreiben und die Ab- 
gabe von Waren näher zu regeln.“ 

4. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierungen bestimmen 
durch Rechtsverordnung, daß und wie 
lange an Sonn- und Feiertagen abweichend 
von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Verkaufsstellen für die Abgabe von 
frischer Milch, Bäcker- und Konditor- 
waren, Frischobst, Blumen und Zeitungen 
geöffnet sein dürfen.“ 

5. § 17 Abs. 7 beginnt wie folgt: 

„(7) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, zum Schutze der Arbeitnehmer 
in Verkaufsstellen vor übermäßiger Inan- 
spruchnahme ihrer Arbeitskraft oder son- 
stiger Gefährdung ihrer Gesundheit durch 
Rechts Verordnung zu bestimmen,“. 

6. § 20 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Die\ Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung zum Schutze der Ar- 
beitnehmer vor übermäßiger Inanspruch- 
nahme ihrer Arbeitskraft oder sonstiger 
Gefährdung ihrer Gesundheit Vorschrif- 
ten, wie in § 17 Abs. 7 genannt, erlassen.“ 

7. § 23 erhält folgende Fassung: 
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(1) Die Landesregierungen oder von 
ihnen bestimmte Stellen können Ausnah- 



men von den Vorschriften der §§ 3 bis 16 
und 18 bis 21 dieses Gesetzes durch Rechts- 
verordnung zulassen, wenn die Ausnah- 
men im drirLgenden öffentlichen Interesse 
oder wegen dringender regionaler oder 
örtlicher Bedürfnisse geboten sind. 

(2) Die Verpflichtung, die Verkaufs- 
stellen einen halben Tag in jeder Woche 
geschlossen zu halten, bleibt unberührt.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Schon während der kurzen Geltungszeit des 
Gesetzes über den Ladenschluß haben sich 
bei der praktischen Durchführung der gesetz- 
lichen Bestimmungen viele schwerwiegende 
Mängel gezeigt, die eine Änderung des Geset- 
zes dringend erforderlich erscheinen lassen. 
Bei der Anwendung des Gesetzes in verschie- 
denen Branchen und auch in verschiedenen 
G egende n des B un de s geb i etes ist affe nsi cht lieh 
geworden, daß die vorhandenen Ausweich- 
möglichkeiten (§§ 11, 23) nicht ausreichen, 
um die aufgetretenen Spannungen zu besei- 
tigen. 

Es ist an vielen Orten die Tendenz festge- 
stellt worden, die gesetzlichen Bestimmungen 
zu umgehen. In vielen Geschäften wird die 
Bedienung der Kunden nach Ladenschluß 
durch die Hintertür fortgesetzt. Diese Hand- 
habung ist besonders auf dem Lande weit 
verbreitet. Vielenorts sind die Berufstätigen 
mit ihren Einkäufen lin großen Zeitdruck ge- 
raten, so daß ein Abwandern in die Bahn- 
hofsgeschäfte zu beobachten war. Zahlreiche 
Verkaufsstellen von Lebensmitteln, die am 
Montagvormittag geschlossen halten müs- 
sen, versuchen, ihr Sortiment um Trink- 
milch zu erweitern, soweit dies die landes- 
gesetzlichen Vorschriften zulassen. Anderer- 
seits muß in den großen Trinkmilch versor- 
gungsgebieten durch den frühen Samstag- 
Ladenschluß befürchtet werden, daß der bis- 
herige Milchabsatz am Samstag, der nach 
langjährigen Erfahrungen 150 v. H. des 
durchschnittlichen Tagesabsatzes betrug, 
nicht mehr erreicht werden kann. Das wider- 
spricht den Bestrebungen, den Trinkmilch- 
absatz zu steigern. — Außerdem führt es 
zu ständigen Übertretungen des Gesetzes, 
wenn ein Händler nur einen Teil seiner 
Waren verkaufen darf. So zum Beispiel wird 
es ohne ständige Schwierigkeiten nicht zu 
handhaben sein, wenn eine Verkaufsstelle für 
Straßenbahnfahrkarten am Montagmongen 
keine Rauchwaren abgeben darf, während 
eine Bedienung am Automaten nebenan 
möglich ist. Diese Aufzählung von verschie- 
densten Härtefällen macht die Notwendig- 
keit einer alsbaldigen Änderung des Gesetzes 
deutlich. 

Diese Härten des Gesetzes lassen sich durch 
die Ausnahmebestimmungen der §§ 11 

und 23 nicht beseitigen. Die Schwierigkeiten 
bei der Anwendung des Gesetzes werden 
sich auch nach längerer Anlaufzeit nicht ver- 


mindern, es ist vielmehr eher zu befürchten, 
daß mit Beginn des Frühjahres vor allem in 
den Landgemeinden noch größere Spannun- 
gen entstehen werden. Die Umgehungen des 
Gesetzes werden einen Umfang annehmen, 
der mit dem Ansehen der staatlichen Autori- 
tät nicht mehr zu vereinbaren ist. Eine bun- 
deseinheitliche Regelung ohne Berücksichti- 
gung spezieller regionaler oder örtlicher Be- 
dürfnisse erscheint deshalb nicht möglich. 
Solche Bedürfnisse sind im Gebiet der Bun- 
desrepublik bei den verschiedenen nicht ab- 
zuändernden Lebensgewohnheiten der Be- 
völkerung in großem Umfang vorhanden. 
Es muß deshalb darnach getrachtet werden, 
die Härten des Gesetzes, die sich aus der 
Diskrepanz der bundeseinheitlichen Laden- 
schlußzeiten mit den örtlichen Arbeitszeiten 
und eingewurzelten Verbrauchsgewohnhei- 
ten ergeben, möglichst zu beseitigen. Den 
Landesregierungen oder den von innen be- 
auftragten örtlichen Stellen muß folglich Ge- 
legenheit gegeben werden, die Ladenschluß- 
zeiten (den besonderen regionalen oder ört- 
lichen Bedürfnissen anzupassen. Nur so kann 
einer ständigen Umgehung des Gesetzes vor- 
gebeugt werden. Das Recht des Arbeitneh- 
mers im Einzelhandel auf einen freien Halb- 
tag in jeder Woche muß auch bei der Aus- 
nahm eregelung durch die örtlichen Behör- 
den berücksichtigt werden. 

Zu Nr. 1 bis 6 

Um die bessere Anpassung des Gesetzes an 
die örtlichen Verhältnisse zu ermöglichen, 
ist der Erlaß der zu idem Gesetz erforder- 
lichen Ausführungsbestimmungen und die 
Gewährung von Ausnahmebewilligungen 
sämtlich den Landesregierungen oder den 
von ihnen bestimmten Stellen zu übertragen. 
Der Ermessensspielraum ist in den aufge- 
führten gesetzlichen Bestimmungen bereits 
so weit eingeschränkt, daß eine bundesein- 
heitliche Regelung der Ausführungsbestim- 
mungen zum Schutz der Arbeitnehmer nicht 
erforderlich erscheint. 

Zu Nr. 7 

Der in § 23 vor geschl ag en e n Regelung stehen 
verfassungsrechtliche Bedenken nicht entge- 
gen. Die Ermächtigung ist nach Inhalt, 
Zweck und Ausmaß genügend abgegrenzt. 
Der Ermessensrahmen ist durch die Not- 
wendigkeit, des dringenden Interesses genü- 
gend bestimmt. 


3 



